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‘, ' 'Klägérinnen und,Revisionsklägerinnén;“
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Beklagte und Revisionsbeklagte,

'_hat der5. SenétdesBuhdeésözialgefichtsauf die
‘münd11éhéVerhandlung vom24.'Ju11 1957

‚ für Récht’érkannt:

_Auf„aie'Revisionder Klägerinnenwird dasUrteil dés:
LandessozialgéiiChts Schleswig vom23. November1954 {
aufgehobenoy‘ ' ‘ ' ” ' '

Die Sache wird zur erneuten Verhahdlüng und Entscheil

dung‘äH das Landessozialgericht zurückVerW1e36n.
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Die am\26. Fébrhar 1936 und am 10. September 1940 geborenen

Klägerinnen heben mit dem von ihrer Mutter für sie gestellten

Antrag vom 30„ September 1951 die Gewährung ven Waisenrente

aus der 1nvelidenversicherung.ihres Vaters beantragt. Der im

Jahre 1904geboreneVater der Klägerinneh ist am1. Mai 1943
gefällen. Die Klägerinnen haben geltend gemacht‚_daß ihr Üater,

der von Beruf Bauer géwe8enseiy‘vom 15° März bis 4„ April 1926
bei dem Bauern PXXXXi in Wienersdorf Kreis Plön und vor allem

vvom'1uMai bis .50‚‘séptember1926auf demGuteWaldshagenKreis
Plön-als landWirtscheftlicher Gehilfe in einem versiéherüngs—
pflichtigen Arbeitsverhältnis gestanden habe„ Zur Frage der
Versicherung3unterlegen erklärte die Mütter der Klägerinnen:

"Aufrechhungsbescheihigungen über den Inhalt der Quittungskar—

ten und sonstige Versicherungsunterlagen befinden sich nicht

in meinen Händen° Mein Mann konnte seinerzeit nicht damit rech—

nen, daß seine versieherungspflichtige Tätigkeit“noch einmal -5

eine derartige Bedeutung haben Würde° Er hätte, wenn er am ;

Leben.gehlieben wäre‚ den väterlichen Hof übern0mmen und wäre

elsdenn ausreichend versorgt gewesen." Der ehemalige Gutsren—
_

dent Hxxxxxxxxx! den die Klägerinnen als Zeugen benennt hatten,

erklä1te dem Bürgermeister seinengohnortee,_der ihn auf Ver—
an1essung—der beklagten LandeSversichernngsanstalt_(LVA;) hören

wollte, daß er die Aussage verweigereo Die Beklagte lehnte %

daraufhin den Rentenantreg der Klägerinnen mit Bescheid vom-

4 *September 1952 ab, weil eine Beitragsleistuhg nicht nach=
gewissen sei und die Schilderung der Beschäftigungsverhält—

nisse klar erkennen lasse, daß niemals ein abhängiges Beschäf»

tigungsverhälth1s beStenden habe„

Die Klägerinnen legten gegen diesen Be30heid Berufung beim .
OberverSicherüngsemt (OVA ) Schleswig ein, das die von den

„Klägerinnen benannten Zeugen Waxxxxxx WXx1xx und Dxxxxxxx '-ä

’über die Beschäftigung des Vaters der Klägerinnen auf dem Gute
11eldshegen hörte; der ven den Klägerinnen als Zeuge benannte
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Gutsrendsnt kakxx11xx konnte nicht mehr vernommen werden, ‘

weil er im Oktober 1952 gestorben war. Das OVA. wies die Beru—

‚fung der Klägerinnen mit der Begründung zurück, daß 5 1263 e
Abs ? NToB der ReichsvereicherungSQrdnung (RVG) in der bis zum
Arbeiterversicherungs—Neuregelungsgesetz gültigen Fassung ein
versicherungebf1ichtigeS Beschäftigun$sverhältnis des Vaters

_
der Klägerinnen voraussetze‚ daß der Vater der Klägerinnen

jedoch nicht versicherungspflichtig beschäftigt gewesen se1°
Die Tatsache, daß der verstorbene Zeuge HxXxxx-xxxx, der als

}ehemaliger GutSSekretär die zuverlässigsten Angaben über die

Beschäftigung des Vaters der Klägerinnén hätte meehenkönnen,
die AusSage verweigert habe, zwinge zu dem für_die Klägerin—

nen ungünstigen Schluß, ääß-seinerzeit keine Beiträge zur
Rentenversicheruhg entrichtet worden seien. Die Tätigkeit des
Vaters der Klägerinnen auf dem Gute Waldshsgen habe nur den

’Zweck gehabt, dem angehenäen Bauern praktische Kenntnisse

über die Wirtschaftsführung in einem fremden Betrieb zu geben
und sei_daher nicht versicherungspflichtig gewesen.} ”

Die von den Klägerinnen gegen das Urteil des OVA. beim Ober—

‚ verwaltungsgericht in Lüneburg eingelegte (weitere) Berufung

ist beim Inkrafttreten des Sozialgerichtsgesetzes (SSG) auf

des Ländessozialgeriéht (LSG. ) Schleswig übergegangen° Dieses

hat die Berufung durch Urteil vom 23. November 1954 zurückge—

wiesen: Nach dem Gesetz über die Verbesserung der Leistungen.

in der Bentenver$icherung vom 24. Juli 1941 gelte die Anwart— '
schaft aus allen Beiträgen_als erhalten, die in der Zeit vom'

‘ 1. Januar 1924;b1s zum Ablauf des auf das Kriegsende folgenden
“ Kalenderjahres entrichtet seien; die Wartezeit gelte nach

5 1263 & EVOals erfüllt, wenn der Vater der Klägerinnen, der
während.der Ableistung des Kriegsdienstes gestorben sei, in

der Zeit vom 1„ Januar 1924 bis Zu seinem Tode auch nur einen

Beitrag Zur InVälidenversicherung geleistet habe. Die Beweis—°

aufnahme habe zwar ergeben, daß der Väter der Klägerinnen in
Waldshagen'vom 1„ Mai bis 30. September 1926 gegen freie

Station und Bärlohn als_lsndwirtscbaftlicher_Gehilfe gearbei—

tet habe„ Die Tatsache allein, daß er eine Versicherungs—l
'‘pflichtige_Tätigkeit ausgeübt babe, genüge aber nicht für die
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Annahme;daß für ihn aueh Beiträge geleistet Seien° Vielmehr
müsse in Fällen dieser Art„in denen die Unterlagen für die

(“Feststellung eine "Leistung der Rentenver3icherungdurch höhere
Gewalt abhanden gekommen seien, die tatsächliche.Béitrageent—

richtung — nach Artikel 30 der Ersten Verordnüng‚über—die Ver—

einfachung des Leistungs— und Beitragsrechts in der Sozialver—

sicherung vom 1% März 1945 in Verbindung mit dem Erlaß des
Reichsver3icherungsemts (BVA. ) van 6. November 1943 und dem

Rundschreiben des BVA. vom 170 März 1945 — glaubhaft gemacht

_
Werden. Aus der Verweigerung des Zeugnissee durch den damali—

gen
Gutsrendanten Hxxxxxxxxx müsse aber der Schluß gezogen wer—

den, daß der Zeuge seinen früheren-Arbeitgeber und sich selbst
nicht_habé belasten wollen; es müsse daraus ferner gefolgert

‘ werden; daß keine Beiträge Zur Rentenversicherung entrichtet ‘

worden seien‚ Damit entfalle die Voraussetzung für; die Anwend—
barkeit des 5 1263 & RVG, wobei'dahingestellt bleiben könne, ob
der Vater der Klägerinnen eine versicherungspflichtige Tätig:

keit eusgeübt habe; Er sei ein Arbeitsverhältnis mit von vorn—
herein bestimmter Dauer eingegangen, als dessen Hauptzweck‘

nach der ganzen Sachlage der Erwerb praktischer Kenntnisse und

Erfahrungen zur Bewirtschaftung des elterlichen Betriebs anzu—
—sehen sei und bei dem die Erzielung eines Arbeitseinkommens ”
im Hintergrund gestanden habe; Solche Beschäftigungs#erhältnisee'

seien'aber + nach 5 168 EVO — versicherungefrei, so daß die tat“

sächliché Entridhtüng'von‘Beiträgen als unwahrscheinlieh_ange—

sehen werden müsse„i ' "

Die Klägerinnen_haben gegen das ihnen am 20. Januar 1955 auge—_

stellte Urteil.äm 15. Februar 1955„beim Bdndessozialgericht
(Bse‚) Revision eingelegt mit demAntrag,—‘

*
7

_des Urteil des LSG. Schleswig vom'23.’■ovember'1954’

aufzuheben und die Sache zur erneuten Verhandlung

und Entscheidung an das Vordergericht zurück2uver—

weisen°

_Sie rügen, daß/das LSG. den Sachverhalt nicht genügend aufge—

klärt“habe= Die'rechtliche Beurteilung sei in sich widerspruchsw

—voll, weil das VBrdergericht im Hinblick auf den gezahlten Ber—
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lohn und die D_auerdes Beschäftigungsverhältnisses von der
Bejahu■g der Versicherungspflicht ausgegangen sei, in seinen_

weiteren Ausführungen. aber unter Hinweis auf 5 168 EVO die
Versicherungspflioht verneint habe‘, Da die.Klägerinnen keine

Versieherungsunterlagen besessen hätten, hätten sie in der

VoTinstanz.euf das Zéugnis des Überwachungsbeamten Hxxxx Be—
zug genommen, der bereits im Jahre 1926 für die beklagte LVA.

Tale Überwachungebeamter in dem fraglichen Bezirk.tätig gewesen

seio.Dieser Zeuge hätte sicherlich bestätigen können, daß die
Gutsverwaltung-Waldshagen für die Beschäftigung des Vaters der
Klägerinnén als 1andwirtschaftlichér Gehilfe in der Zeit_vom'

1„ Mäifbi$ _30) September 1926 ordnun5egemäß_ Beiträge zur Inva—
vlidenversicherung entrichtet habe. Die Nichtanhörung des Zeu—

gen Hxxxx stelle einen wesentlichen Verfahrensmangel daf„

Die'Beklagte beantragt,
die Revision als unzulässig zu verwer—

fen° Sie führt aus: Auch wenn der Überwachungsbeamté HXXxx in
der zeit der-Tätigkeit des Vaters der Klägerinnen auf demGute
■eldshagen keinen Anlaß zu nennenswerten BeanStandungen der

„Beitragsehtrichtung für die Guteangéhörigen gehabt habe, so
rechtfertige dies nieht die Annahme; daß der Vater-der Kläge—
rinnen versicherungspflichtig gewesen sei° Die allgemeine ‘

Beurteilung der Versicherungspflicht eines derartigen Beséhäf—

tigungsverhältnisses in der damaligen Zeit bedeute eine rechts—

gutachtliche Stellungnahme, die einem Zeugen nieht zukomme°

II.

Die Revision-ist frist— und fdrmgerecht eingelegt sowie reeht—

zeitig begründet werden; sie ist vom_L8G. nicht zugelassen, '

_jedoeh nach 5 162 Abs;1 Nr.2 SGGstatthaft und begründet, weil

die Rüge, das Berufungsgericht habe den Sachverhalt nicht hin«
reichend aufgeklärt (@ 103 SGG), durchgreifte }

Naeh der
Rechtsauffassung

des Berufungsgerich ts setzt der von

den Klägérinnen erhobene «eisenrentenanspruch voraus, daß der

_Vater der Klägerinnen'während-seiner Beschäftigung auf dem;

Gute Waldshagcn in der Zeit vom 1„‚Meizbis'zog September 1926
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eine versicherungspfliehtige Tätigkeit ausgeübt hat und daß
für ihn Wenigstens ein Beitrag zur

Invalidehversicherung ent—
'richtet

werden ist. Das LSG. schließt aus dem Umstand, daß

der frühere Gutsrendent Hxxxxxxxxx‚ der vor der Erteilung des
vahgefochtenen Béscheides anf Ersuchen der.Beklagten über die

Eät,igkeit des Klägers gehört werdensollte, nachMitteilnng,
des Bürgermeisters der Geneinde Flintbeokvdie_Aussage verwei—«
gert.hat‚ daß für den Vater der Klä€erinhen Beiträge zur Ren—
tenversicherung niehtäentrichtet worden seien. Da kaxxxxxxx,

bev0r er im Verfahren vor'dem‘0VA. als Zeuge geladen werden
konnte, gestorben ist, hatten sich die Klägerinnen, die Sich
nunmehr in einem gewissen Béweisnotstand befanden, auf den

Überwachungsbeemten_ Hxxxx als Zeugen berufen, der die Guts—
verwaltung Waldshagen auf die ordnungsmäßige Erfüllung der Bei—
tragpflicht überprüft und niemals Anlaß zu nennensWertén Bean—

standungen gehabt habe. Aus den Gründen des angefochtenen Ur—

teils ist nicht ersichtlich, weshalb die Vernehmung diesés Z-eu— r

_gen unteiblieben ist. Wenn man auch als richtig unterstellt,

daß ein Überwachungebeamter bei der Vielzahl der vonfihm über—

prüften Betriebe sieh an Einzelheiten nicht erinnern kann, so

ist es doeh nicht ausgeschlossen; daß er
— trotz der zurück—

liegendenZeit ‚- iri*der Lageist, demGericht tatsächliche
Angaben über äie versicherungsrechtliche.Beurteilung eines
Beschäftigungsverhältnissee in der damaligen Zeit zu machen‚'

die auch für die Frage der Beitragsentrichtung von wesentli—!

cher Bedeutung sein können. Die Klägerinnenäkonnten sich bei

der gegebenen Sachlage überhaupt nur noch auf den Überwachunge—

beamten der Beklagten beziehen, weil einzig der Überwachungs— '

beanrte der BVA. die Beitragsentrichtung und somit auch die

dafür ianrage kbmmendenBeschäftigungsverhältnisee an Ort und
‚Stelle zu prüfen und erforderlichenfalls zu

klären hatte; er

war also, vom
Arbeitgeber abgesehen, der einzige insoweit über“

haupt in Betracht kommende unmittelbare Zeuge‚ Für die dem'
Überwachungsbeamten obliegenée,?rüfung galten hier die Vor—«
schriften alter Fassung des 5 1232 EVO (mit Bekanntmachung vom

'27. Dezember 1899 "betr. die Befreiung vorübergehender Dienst—
leistungen von der Versicherungspflicht gemäß 9 4 Abs.1 des

\
/

"“7-

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


, f 7}_

Invalidenversicherungsgeeetzes"
—

RGB1. 1899 S. 725f— und des

5 1239 RVG (mit Bekanntmachung vom 24 Dezember 1899
—BGBl.

8.721 — und Abänderung dureh VO vom 16. April 1924 —
BGBl I

8405 —) Im Falle des @1239 RVGhätte
— im Jahre 1926 —

' Befreiung eines VérSicherten, von sonstigen V0rauseetzungen

‚abgesehen,auf„Antrag gewährt werden können, wenndie Be-'
schäftigung nicht mehr a1s Zwölf Wochen Oder fünfzig Tage

"gedauert hätte; eine Befreiung des Vatere der Klägerinnen,

dessen Be80häftigung auf dem Gute Waldshägen jedoch fünf
Monate gedauert hatte, kam mithin nach den zeitlichen Vor—

aussetzungen dieseerorschrift nicht in Betracht„ Die Ver—

sicheruhgsfreiheit des Vaters der Klägerinnén.könnte demnach

nur — ohne Antrag —
nach‚é 1232 RVG a„F. in Verbindung mit

den-oben angeführten Bekanntmachungen gegeben_sein; darin

‘wer aber eine beStimmte Zeitdauer der Beschäftigung.als1Vor—
Baussetzung—det‚ßéreicherungsfreiheit nicht Vorgesehen° Gera—

'de der UmStand‚ daß der Begriff der vorübergehenden Bienst—
leistungen in der Bekanntmachung tom 27. Dezember 1899 in
zeitlidher Hinsicht nicht eindeutig festgelegt war, ließ
eine Überprüfung_solcher Beschaftigungsverhältnisse durch

“die Überwachungsbeamten besondere angezeigt erséheinen. Im_

Hinblick auf die für die Kränkenversicherung maßgebende

ähnliche Regelung der Versicherungsfreiheit (vgl. 5 168
"RVO mit Bekanntmachung vom 17 November 1913 —BGBl. S. 576 —

'g AbSchhitt I Abs 2) lag\es nahe, daß der Überwachungsbeamte

die Tatsache, daß ein Arbeitgeber den Beschäftigten zur

‘ Krankenkasse angemeldet hatte, bei Seiner Prüfung mit berück—

sichtigt hätte° Für den Vater der Klägerinnen waren in der

fraglichen Zeit, worauf- das LSG. ebenfalls nicht eingegangen

ist, aber Beiträge
an die zuständige Landkrenkenkesée für

den Kreis Plön.entrichtet werden° Demnach ist es nicht un—
wahrscheinlich, daß zu der Zeit, als der Überwachungébeämte.

derLVA° die Beiträgeentrichtung der auf dem Gute Waldshagen

Beschäftigten für die Invalidénversicheruhg prüfte, beim
Arbeitgeber Unterlagen vorhanden'gewe3en sind, die eine
sachverständige Prüfung.der Voraussetzungen der Versiche-

rungspflicht möglich machten„ Es erscheint keineswegs
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ausgeschlossen, daß der Überwachungsbeamte
Hxxxx unter diesen

‘Umständen nicht nur über die von ihm vorgenommenen Prüfungen
.

allgemeine Angaben hätte machen können, sondern daß er auch

in der Lage gewegen wäre, über die Beitfageentrichtung durch

den hier in Betracht kommenden Betrieb in gleichliegenden'
Fällen Angaben zu machen, die für die Beurteilung der VerSiche—.

rungspflicht und die Entrichtung der Beiträge'im vorliegenden '

Falle von Wesentlicher Bedeutung hätteneein können.‚Bie Annahme

der Beklagten, der Überwachungsbeemte hätte sich allenfalls zu
der Frage der'Versicherung8pflicht.gutachtlich äußern können;

geht fehl, denn er hätte zumindest als eachveretändiger Zeuge
nicht nur darüber au'sSagen können, wie er bei der Prüfung der
Versicherung5pflicht' im allgemeinen vorgegangen ist, er hätte

vielmehr auch angeben können, was er in dem besonderen Falle,

in dem für den Beschäftigten Beiträge zur Krankenvers iOherung

entrichtet werden sind, verenlaßt hätte. Hätte der Überwa—

chuhgsbeamte in einem eolcheh Falle 4 bei fünfmonatiger Dauer—

einer Beschäftigung —
aueh die Ver9icherungspflicht

zur Inva—

11denvérsicherung grundsätzlich begeht sowie eine Nichtent-*

,richtung von_Beiträgen beanstandet und trifft es ferner zu

# Wofür er als Zeuge ebenfalls benennt gern—‚idaß der Arbeit«

geber des Vaters der Klägeri_nnen den ihm nach der BVG oblie—_
_’ genden Verpflichtungen stets ohne nennenswerte Beanstandungen
‘

nachgekommen ist, so hätte dies für die vom Vordergericht 313”

_-auereichend erachtéte "Glaubheftmächung" der Entrichtung von
Beiträgen im Jahre 1926 erheblich sein können. Die Nichtan-
hörung des als Zeugen benannten Überwachungsbeemteh‚Hxxxx

stellt hiernach einen Verfehrenemangel der (vgl. BSG;-2

3.273und,son. see 5128 Da3 Nr’.7; ferner SozR.”sec-54-03.
Da 3 Nr 4 und 9)_. Dieser Verfahrensmangel ist auch wesentlich, ‘
weil die Möglichkeit besteht, daß das Berufungsgericht bei
richtiger Anwendung der verletzten Vorschriften anders ent-

schieden hätte..Dae angefochtene Urteil war daher mit den

ihm zugrunde liegenden FéstStellungen eufzuheben und die _
' Sache zur erneuten Verhandlung und Entscheidung an das Vorder—

v

- gericht zurückzuverweisen (@ 170 Abs‚2 Satz 2 SGG).
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